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Stromnetzausbau - Ultranet
lhr Schreiben und lhre Nachricht vom 30. Juli d. J.

Sehr geehrter Herr Wegner,

ich danke lhnen zunächst flt r lhr Anschreiben und lhre Hinweise auf das Projekt ,,Ultranet". Bitte

lassen Sie mich eingangs zum Komplex ,,Netzausbau" grundsätzlich die Position der Kolleginnen

und Kollegen meiner Fraktion erläutern'

Netzausbau und Ausbau der Erneuerbaren Energien bedingen einander' Für den Ausbau des

ü bertragungsnetzes stellt dabei der Bundesbedarfsplan auch in Zukunft das zentrale Instrument

dar. Neben dem geordneten Ausbau der Wihdenergie ,,offshore" muss aus nreiner Sicht hierbei

. auch das optimierungspotential bei den Bestandsnetzen ausgeschöpft werden. Damit wird die

Aufnahmekapazität des Netzes für strom aus Erneuerbaren Energien gesteigert' die Effizienz

erhöht und die Kosten gesenkt. Aufgrund der hohen Dringlichkeit des Netzausbaus für das Ge-

lingen der Energiewende ist dabei eine breite Akzeptanz der Bevölkerung Voraussetzung, die

heute noch in vielen Fällen nicht gegeben ist.

Auf Landesebene haben vor diesem Hintergrund CDU und Bündnis 90/Die Grünen vereinbart,

dass sich das Land mit dem Bund und den anderen Ländern besser abstimmen und die Bürgerin-

nen und Bürger frühzeitig beteiligen wird. Der Netzausbau muss so kosteneffizient und umwelt-

verträglich wie möglich erfolgen'



Das Vorhaben ,,Ultranet", für das der Bundesgesetzgeber die energiewirtschaftliche Notwendig-

keit und den vordringlichen Bedarf festgestellt hat, ist Gegenstand des Gesetzes über den Bun-

desbedarfsplan (Bundesbedarfsplangesetz [BBPIG]). lm Anhang zu diesem Gesetz ist das Vorha-

ben mit der Nr. 2 (Osterath - philippsburg) aufgeführt und als länderübergreifendes Pilotprojekt

für eine verlustarme übertragung hoher Leistungen über große Entfernungen (Hochspannungs-

Gleichstrom-übertragung [HGÜ-Leitung]) gekennzeichnet. Zudem handelt es sich um ein sog'

,,pcl,,-projekt (,,project of common Interest [PCl]" - Vorhaben von gemeinsamem Interesse)

nach der EU-Verordnung Nr. 347 /20L3 zu Leitlinien für die transeuropäische Energieinfrastruk-

tu r (TEN-E-Verord nu ng).

Der Bau der Stromtrasse ,,Utranet" ist für den Erfolg einer geänderten Energiepolitik in Deutsch-

land und Hessen aus meiner Sicht von hoher Bedeutung. lhre Errichtung stimmt mit dem beim

Hessischen Energiegipfel 2}LLgeschlossenen Grundsatz ,,So zentral wie nötig, so dezentral wie

möglich,, überein. ultranet schafft hierbei eine der Voraussetzungen für den Transport von

Stromüberschüssen in den Süden bzw. den Transport von Strom aus Photovoltaik - insbesonde-

re aus Bayern - in die Rhein-Ruhr-Region. Zudem kann bei geringer Erzeugung aus erneuerbaren

Energien ggf. Energie aus den im Ballungsraum Rhein-Ruhr vorhandenen Kraftwerken abgeführt

werden. Ultranet trägt mithin zur Versorgungssicherheit Süddeutschlands bei, indem es zusätz-

liche Transportkapazität bereitstellt - vorbei am stark belasteten Stromübertragungsnetz im

Rheinland. Auf der anderen Seite können die durch den Betrieb der neuen Gleichstromtrasse

freiwerdenden Kapazitäten im hessischen Energienetz auch für den Transport des regional er-

zeugten Ökostroms genutzt werden.

Sie haben mit Blick darauf, dass für den größten Teil der Strecke bereits bestehende Mastsyste-

me durch gemeinsame Führung der Gleich- und Wechselstromleitungen genutzt werden sollen,

gesundheitfiche Bedenken geäußert, die wir sehr ernstnehmen. Auch die Bundesnetzagentur,

]t, fur die ftrnung verantwortliche Behörde, hat zu dieser Thematik Anfang Februar 20L7 eine

Diatogve ra iistaltung d u rch gefü h rt.

Die von lh n erwähnte Strahlenschutzkommission (SSK) hat sich in ihren 2013 verabschiedeten

Empfehlu en,,Biologische Effekte der Emissionen von Hochspannungs-Gleichstromüber-

ungen (Höü)" mit dieser Thematik ebenfalls auseinandergesetzt. Zwar sind dem-
tragungsle

nach aufg nd von indirekten Wirkungen Wahrnehmung und Belästigung bei Feldstärken, wie sie

im Trassen :reich von HWü-Leitungen zu erwarten sind, nicht auszuschließen. Insgesamt ergibt

für elektrische Gleichfelder Evidenz dafür, dass es bei den bei HGÜ-Leitungen zu
sich jed

erwarte
(s. 11).

n elektrischen Feldstärken kein e direkten gesundheitlich relevanten Wirkungen gibt

üglich der Führung von Gleich- und Wechselspannungssystemen auf einem Mastsys-

estgestelft, dass ,,.die Grö!3e der maximal aufi,retenden magnetischen Flussdichten im
tem wird



Variationsbereich der regional und in Wohnungen aufiretenden Werte des Erdmagnetfeldes liegf'

(s. 12).

Das Vorhaben muss in jedem Fall die Vorgaben der Verordnung über elektromagnetische Felder

(25. BlmSchV) sowie der mit ihr verbundenen Durchführungshinweise erfüllen. Die hierzu erfor-

derlichen Nachweise und Berechnungen sind vom Netzbetreiber im Rahmen des Bundesfach-

planungsverfahrens zu erbringen. Die 26. BlmSchV enthält zudem ein sog. Minimierungsgebot'

Dies bedeutet konkret, dass etwa durch eine geänderte Plazierung der jeweiligen Leiterseile

oder eine optimierung der Leiteroberflächen eine weitestmögliche Verringerung der lmmissio-

nen erreichi wird. lm anstehenden Planungs- und Genehmigungsverfahren ist es Aufgabe der

Bundesnetzagentur, die Einhaltung der Grenzwerte und die Ausschöpfung sämtlicher spielräu-

me sichenustellen. Vor diesem Hintergrund ist es auch zu begrtißen, dass das Bundesamt für

Strahlenschutz ergänzende Forschungsprogramme durchführen wird'

Die Verantwortung für den Trassenverlauf liegt grundsätzlich beim Vorhabenträger sowie der

Bundesnetzagentur. wie sicherlich auch lhnen bekannt ist, hat die Amprion GmbH bereits am

29. Oktober 2015 den Antrag auf Bundesfachplanung für den Abschnitt D ,,weißenthurm - Ried-

stadt" (110 km) gestellt. Die Antragskonferenz fand am 23. Februar 2015 in Mainz statt. Die

Bundesnetzagentur hat am 1. Juli 2016 den untersuchungsrahmen veröffentlicht und damit den

erforderlichen Inhalt der vom Vorhabenträger einzureichenden unterlagen nach $ 8 NABEG

bestimmt. Amprion hat eine Fristverlängerung zur Abgabe der unterlagen beantragt' Diese Frist

läuft laut Bundesnetzagentur bis zum 13. November 2017. Danach führt die Bundesnetzagentur

eine Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung mit der Möglichkeit zur Stellungnahme und da-

ran anschließend einen Ei'örterungstermin durch.

Dies ist die Vorstufe für das sich hieran anschließende Planfeststellungsverfahren' Auch im

Rahmen dieses formalisierten Verfahrens bieten sich erneut breite Beteiligungsoptionen. Es

besteht also aus unserer Sicht noch ausreichend Gelegenheit, die Vor- und Nachteile einzelner

technischer Variahten zu diskutieren und Verbesserungsvcrschläge in das Verfahren einzubrin-

gen.

wir erwarten von der Bundesnetzagentur, dass Anrbgungen und Bedenken der Bürgerinnen und

Bürger im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen angehört und erörtert werden' Die gesetzli-

chei Regelungen sehen richtigerweise - wie beschrieben - vor, dass sämtliche Verfahrensschrit-

te, von Jer Bedarfsermittlung bis zur Genehmigung, mit Beteiligung der Bürgerinnen und Bür-

ger sowie der Fachbehörden und Gebietskörperschaften durchzuführen sind' Gleichwohl ist

iestzuhalten, dass die Gesamtverantwortung grundsätzlich beim Vorhabenträger sowie der

Bundesnetzagentur liegt. In den durchzuführenden Verfahren sind die Länder in erster Linie zu

beteiligende Akteure.
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